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Änderungsantrag zu SO-02 (vormals V-15)

Von Zeile 103 bis 116:
1.

Grundsätzlich wird die Arbeitsförderung so ausgerichtet, dass alle Arbeitsuchenden mit optimalen und
passgenauen Strategien unterstützt werden können, die ihren Fähigkeiten, Wünschen und Vorschlägen
Rechnung tragen. Dazu gehört auch ein Wunsch- und Wahlrecht.

1. Grundsätzlich bekommen alle erwerbsfähigen Arbeitsuchenden Zugang sowie ein Wahlrecht zu
sämtlichen Eingliederungsmaßnahmen der Arbeitsverwaltungen. Für Langzeitarbeitslose wird ein 
sozialer Arbeitsmarkt mit Hilfe des sog. Passiv-Aktiv- Transfers geschaffen.

Für Langzeitarbeitslose wird ein sozialer Arbeitsmarkt mit Hilfe des sog. Passiv-Aktiv- Transfers
geschaffen. 
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2. Prekäre Beschäftigung und die Unsicherheit bei drohendem Arbeitsplatzverlust sind die größten
Risiken für gesellschaftliche Teilhabe. Darum muss die Bezugsdauer von Arbeitslosengeld (ALG I) 
stufenweise für alle Anspruchsberechtigten wieder deutlich angehoben werden.

3. Die generelle Sozialversicherungspflicht für geringfügige Beschäftigung wird wieder hergestellt.

2. Fast jeder vierte sozialversicherungspflichtig Beschäftigte, der seine Arbeit verliert, fällt trotz
Beitragszahlungen sofort ins Hartz-IV-System. Davon betroffen sind vor allem prekär und kurzfristig
Beschäftigte. Darum wollen wir die Beitrags- und Anwartschaftszeiten in der Arbeitslosenversicherung
grundlegend verändern. Wer Beiträge in die Arbeitslosenversicherung einzahlt, der muss einen
angemessen Anspruch auf Arbeitslosengeld erhalten.

Perspektivisch wollen wir die heutige Arbeitslosenversicherung und die Grundsicherung zu einer
umfassenden Arbeitsversicherung umbauen, die Beschäftigten und Selbständigen Schutz bietet, beim
Wiedereinstieg in Arbeit hilft und präventiv zur Vermeidung von Arbeitslosigkeit beiträgt.

3. Wir wollen die Minijobs in sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse umwandeln und
so reformieren, dass die Belastung mit Steuern und Abgaben nicht sprunghaft steigt.
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Begründung

zu 1: Klarstellung

Zu 2.: Die Arbeitslosenversicherung orientiert sich nach wie vor am Normalarbeitsverhältnis. Dadurch
bekommen viele Arbeitslose keinen Zugang zum Arbeitslosengeld I, obwohl sie Beiträge gezahlt haben.
Das betrifft immerhin rund ein Viertel all derer, die arbeitslos werden. Diese Gerechtigkeitslücke
müssen wir dringend schließen. Mit dem Ziel einer für alle – Beschäftigte, Arbeitslose, Selbständige –
zuständigen Arbeitsversicherung verfolgen wir darüber hinaus eine weiterreichende Lösung als mit der
bloßen Verlängerung von Bezugszeiten. Davon profitieren auch Grundsicherungs-BezieherInnen.

Zu 3.: Ohne begleitende Maßnahmen geht die gewollte Sozialversicherungspflicht für Minijobs voll
zulasten der Beschäftigten.
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